
Aus den G r ü n d e n :

Bei Önterhaltsverpflichteten, die - freiberuflich tätig 
sind, ist für die Ermittlung des anrechenbaren Ein
kommens grundsätzlich von den gesamten Bezügen des 
vergangenen Jahres auszugehen, die durch die Abtei
lung Finanzen überprüft und festgestellt worden sind. 
Öter entsprechende Nachweis dafür ist der Steuer
bescheid der Abteilung Finanzen, Referat Steuer.
Ziffer III, 1 der OG-Richtlinie Nr. 18 über die Bemes
sung des Unterhalts für minderjährige Kinder vom 
14. April 1965 (GBl. II S. 331) fordert die Feststellung 
des Einkommens für diese Zeit auch dann, wenn grö
ßere Einkommensschwankungen auftreten. Es liegt in 
der Natur des Einkommen^ freiberuflich Tätiger, daß 
ihre Bezüge sehr unterschiedlich eingehen. Bei grö
ßeren Aufträgen kann die Honorierung erst nach 
Monaten erfolgen, während in den vorhergehenden 
Monaten nur geringes Einkommen erzielt worden ist. 
Um die Interessen der Unterhaltsberechtigten und des 
Unterhaltsverpflichteten zu wahren, ist es erforderlich, 
von dem gesairften Einkommen des vergangenen Jah
res auszugehen. Schwankungen des Einkommens des 
freiberuflich Tätigen im Kalenderjahr können deshalb 
in der Regel nicht berücksichtigt werden, wenn nicht 
monatelange Krankheit vorliegt, die mit Gewißheit 
darauf schließen läßt, daß in dieser Zeit wesentlich 
geringere Bezüge erzielt worden sind. In diesen Fällen 
ist jedoch die Höhe des Krankengeldes zu ermitteln 
und dem sonstigen Einkommen zuzuschlagen.

Von Werktätigen mit berufsbedingten größeren Ein
kommensschwankungen muß daher erwartet werden, 
daß sie Rücklagen machen, um Schwankungen des 
Einkommens für die einzelnen Monate des Jahres 
auszugleichen, damit sie den Unterhaltsverpflichtungen 
für die Kinder pünktlich und zuverlässig hachkommen 
können.
Nach dem vom Senat eingeholten Steuerbescheid für 
das Jahr 1968 hatte der Kläger ein Bruttoeinkommen 
von 12 053 M. Die Abzüge davon betrugen 341 M 
Steuern und 1 029,60 M Sozialversicherung und Unfall
umlage. Demnach hatte der Kläger 1968 ein Jahres
nettoeinkommen von 10 682,40 M, was auf den Monat 
ümgerechnet ein Nettoeinkommen von 890 M ergibt.
Der nach der Steuergesetzgebung festgelegte Pauschal
betrag von 30% des Jahreseinkommens für berufs
bedingte Ausgaben kann bei der Unterhaltsfestsetzung 
keine Berücksichtigung finden. Es ist vielmehr zu 
klären, ob und welche berufsbedingten Ausgaben der 
Kläger tatsächlich hatte. Nach den von ihm überreich
ten Belegen machen diese Ausgaben etwa 10 % seines 
Einkommens aus. Nach seinen Unterlagen hat er seit 
Januar 1969 etwa monatlich 80 M für berufsbedingte 
Zwecke verwendet. Das monatliche anrechenbare 
Nettoeinkommen des Klägers beträgt somit etwa 
800 M. Bei der Festsetzung der Höhe des Unterhalts 
für die Kinder der Parteien war also von diesem 
Einkommen auszugehen. (Es folgen Ausführungen über 
die Festsetzung der Höhe des Unterhalts für die ein
zelnen Kinder.)
Wenn sich der Kläger darauf beruft, daß er von 
Januar bis Oktober 1969 ein geringeres Einkommen 
erzielt hat als im Vorjahr, dann ist dieser Hinweis 
nach dem bisher Dargelegten für die Festsetzung des 
Unterhalts für die Kinder ohne Bedeutung, weil zur 
Zeit noch nicht abgesehen werden kann, wie sich die 
Einkomihensverhältnisse des Klägers für das Jahr 
1969 "entwickeln. Es ist durchaus möglich, daß der 
Kläger größere Arbeiten erst in den letzten Monaten 
des Jahres honoriert bekommt und dadurch noch ein 
Gesamteinkommen wie im Vorjahr erzielt.
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